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1. Instanz

Aktenzeichen S 2 AS 148/12
Datum 16.10.2014

2. Instanz

Aktenzeichen L 7 AS 848/14
Datum 20.05.2016

3. Instanz

Datum 28.11.2018

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt die regelmÃ¤Ã�ige Ã�bernahme von Reisekosten nach China
zu seiner dort lebenden Ehefrau sowie den Verpflichtungsausspruch, dass
zukÃ¼nftig entsprechende Kosten regelmÃ¤Ã�ig Ã¼bernommen werden; ferner die
entsprechende Freistellung von der Erreichbarkeitspflicht fÃ¼r die Auslandsreisen.

Der KlÃ¤ger, geboren 1954 â�� deutscher StaatsbÃ¼rger, erhÃ¤lt seit dem
8.2.2007 Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem SGB II. Im
Februar 2007 kehrte er aus Singapur nach Deutschland zurÃ¼ck â�� in Singapur
hatte er am 25.4.2006 Frau B., C., chinesische StaatsangehÃ¶rige, geheiratet. Das
Ehepaar lebt seit der RÃ¼ckkehr des KlÃ¤gers nach Deutschland voneinander
getrennt.

Mit Schreiben vom 31.8.2011 beantragte der KlÃ¤ger die Ã�bernahme von
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Reisekosten sowie die Freistellung von der Erreichbarkeitspflicht zur Wahrnehmung
des Umgangsrechts mit seiner Ehefrau und zur Aufrechterhaltung des Ehe- und
Familienverbandes. Er lebe unfreiwillig von seiner Gattin getrennt, weil sie Ã¼ber
keine materiellen Mittel zur dauerhaften Wiederherstellung der ehelichen
Lebensgemeinschaft in Deutschland verfÃ¼gten. Der Umgang mit seiner Ehefrau
entspreche dem rechtlich anerkannten Umgang mit getrennt lebenden Kindern.
Dazu habe das LSG Rheinland-Pfalz (Az L 1 SO 133/10 B ER) entschieden, dass
grundsÃ¤tzlich auch Kosten zur Wahrnehmung des Umgangsrechts mit im Ausland
lebenden Kindern Ã¼bernommen werden mÃ¼ssten. Die Kosten fÃ¼r eine Reise
bezifferte der KlÃ¤ger mit rund 950,- EUR.

Der Beklagte lehnte diesen Antrag mit Bescheid vom 14.9.2011 ab. Es gebe keine
Rechtsgrundlage im SGB II fÃ¼r einen entsprechenden Anspruch. Dem Antrag auf
Ortsabwesenheit kÃ¶nne fÃ¼r die Dauer von 3 Wochen stattgegeben werden und
bedÃ¼rfe der gesonderten Antragstellung beim zustÃ¤ndigen Arbeitsvermittler.

Den dagegen eingelegten Widerspruch des KlÃ¤gers vom 16.9.2011 wies der
Beklagte als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck (Widerspruchsbescheid vom 23.1.2012, Bl.
644 Verw.akte).

Mit bei Gericht am 1.2.2012 eingegangenem Schriftsatz hat der KlÃ¤ger die
vorliegende Klage und einen Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz gestellt (S 2 AS
147/12 ER). Den Eilantrag lehnte das Gericht mit Beschluss vom 28.3.2012,
bestÃ¤tigt durch das HLSG mit Beschluss vom 6.7.2012 (L 7 AS 275/12 B ER), ab.

Der KlÃ¤ger trÃ¤gt im Wesentlichen vor, seit seiner DeutschlandrÃ¼ckkehr im
Februar 2007 habe sich der Kontakt zu seiner Ehefrau reduziert auf regelmÃ¤Ã�ige
Telefonate, SMS, geringen Postverkehr und seltenen Online-Chat im Internet. Durch
diesen langen Zeitraum drohe die vÃ¶llige Entfremdung und der Bestand der Ehe
und Familie sei gefÃ¤hrdet. Zur Aufrechterhaltung von Ehe und Familie sei daher
eine baldige Reise nach China dringend notwendig. Ein Umgangsrecht mÃ¼sse
auch fÃ¼r ungewollt abwesende Ehepartner anerkannt werden und dÃ¼rfe sich
nicht auf bestimmte FamilienangehÃ¶rige (Anmerkung des Gerichtes: Kinder)
beschrÃ¤nken.

ErgÃ¤nzend trÃ¤gt der KlÃ¤ger unter Bezugnahme auf die Rechtsprechung des
BVerwG (Urteil vom 4.9.2012, Az 10 C 12.12) vor, solange die
FamilienzusammenfÃ¼hrung, mithin der Ehegattennachzug, auslÃ¤nderrechtlich
verhindert werde, sei jedenfalls der regelmÃ¤Ã�ige Umgang der Ehegatten
miteinander zu ermÃ¶glichen.

Der KlÃ¤ger beantragt zuletzt schriftsÃ¤tzlich (Klageschrift vom 31.1.2012,
Schriftsatz vom 7.4.2014)
â�� den Beklagten unter Aufhebung des Bescheides vom 14.9.2011 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 23.1.2012 zu verpflichten, einmal jÃ¤hrlich die
notwendigen Kosten zur AusÃ¼bung des Umgangsrechtes mit seiner Ehefrau B., C.
in der VR China (D-Stadt) fÃ¼r eine dreiwÃ¶chige Reisedauer zu Ã¼bernehmen;
â�� den Beklagten unter Aufhebung des Bescheides vom 14.9.2011 in Gestalt des
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Widerspruchsbescheides vom 23.1.2012 zu verpflichten, ihn fÃ¼r diesen Zeitraum
nebst der jeweiligen Abreise- und Ankunftstage von bzw. in Deutschland ohne
SchmÃ¤lerung von Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende von der
gesetzlichen Erreichbarkeitspflicht gemÃ¤Ã� Â§ 7 SGB II freizustellen;
â�� auszusprechen, dass die jeweils zu Ã¼bernehmenden notwendigen Kosten
auch die Aufwendungen fÃ¼r die Beschaffung des fÃ¼r die Einreise in die VR China
erforderlichen Visums, fÃ¼r die Registrierung des Aufenthaltes bei der Ã¶rtlichen
AuslÃ¤nderbehÃ¶rde in China, fÃ¼r die Beschaffung von LandeswÃ¤hrung
(BankwechselgebÃ¼hren) sowie Verpflegungsmehraufwendungen und ggf.
Ã�bernachtungsmehraufwendungen iS des BRKG, sowohl wÃ¤hrend der An- und
Abreise zum bzw. vom Wohnort als auch zur Ã¶rtlichen AuslÃ¤nderbehÃ¶rde
umfassen;
â�� auszusprechen, dass der Beklagte diejenigen bereits verstrichenen bzw. dem
KlÃ¤ger entgangenen AufenthaltszeitrÃ¤ume, die seit Antragstellung am 31.8.2011
laufend zu bewilligen gewesen wÃ¤ren, nachtrÃ¤glich kumuliert anlÃ¤sslich der
ersten KostenÃ¼bernahme bzw. Freistellung zu gewÃ¤hren hat.

Der Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.

Zur ErgÃ¤nzung des Sach- und Streitstandes wird Bezug genommen auf den Inhalt
der Gerichtsakte und der beigezogenen Verwaltungsakten.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist insgesamt unbegrÃ¼ndet.

1. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch auf die Ã�bernahme von Reise- und
Nebenkosten fÃ¼r mehrtÃ¤gige Aufenthalte in China. Die Voraussetzungen eines
â�� hier allein in Betracht kommenden â�� Mehrbedarfes nach Â§ 21 AbsÃ¤tze 1
und 6 SGB II sind zur Ã�berzeugung der Kammer nicht gegeben. Der angefochtene
Ablehnungsbescheid vom 14.9.2011 erweist sich als rechtmÃ¤Ã�ig.

Die Vorschrift (in der ab 1.4.2011 geltenden Fassung) lautet: "(1) Mehrbedarfe
umfassen Bedarfe nach den AbsÃ¤tzen 2 bis 6, die nicht durch den Regelbedarf
abgedeckt sind. (6) Bei Leistungsberechtigten wird ein Mehrbedarf anerkannt,
soweit im Einzelfall ein unabweisbarer, laufender, nicht nur einmaliger besonderer
Bedarf besteht. Der Mehrbedarf ist unabweisbar, wenn er insbesondere nicht durch
die Zuwendungen Dritter sowie unter BerÃ¼cksichtigung von
EinsparmÃ¶glichkeiten der Leistungsberechtigten gedeckt ist und seiner HÃ¶he
nach erheblich von einem durchschnittlichen Bedarf abweicht."

Der KlÃ¤ger begehrt die KostenÃ¼bernahme von Aufwendungen (Reisekosten,
Verpflegungs- und Ã�bernachtungsmehraufwand, Visumsbeschaffungskosten und
weiteres mehr), die ihm entstehen, wenn er seine in China lebende Ehefrau
besucht. Mit regelmÃ¤Ã�igen Besuchen soll ein eheliches Zusammenleben
verwirklicht und einer gegenseitigen Entfremdung vorgebeugt werden.
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Das Gericht geht weiterhin davon aus, dass das Anliegen des KlÃ¤gers
grundsÃ¤tzlich in den Schutzbereich des Artikels 6 Absatz 1 Grundgesetz (GG)
fÃ¤llt: "(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen
Ordnung." Bei der Anwendung und Auslegung der hier zu prÃ¼fenden
Rechtsgrundlage â�� Mehrbedarf in Form eines im Einzelfall unabweisbaren,
laufenden, nicht nur einmaligen besonderen Bedarfes â�� muss der Bedeutung und
Tragweite des betroffenen Grundrechtes durch die BerÃ¼cksichtigung aller
UmstÃ¤nde des Einzelfalles ausreichend Rechnung getragen werden (BVerfG,
Kammerbeschluss vom 25.10.1994, 1 BvR 1197/93). Gleichzeitig gilt indes zu
bedenken, dass auch hinsichtlich eines betroffenen Grundrechtes keine
unbeschrÃ¤nkte Sozialisierung der aufzuwendenden Folgekosten mÃ¶glich ist (so in
vergleichbarer Rechtslage zum Umgangsrecht und Scheidungsfolgekosten, BSG
Urteil vom 7.11.2006, B 7b AS 14/06 R). Zwar umfasst der Schutz des Artikel 6
Absatz 1 GG auch das Recht auf ein eheliches Zusammenleben, wie es der KlÃ¤ger
geltend macht. Insoweit ist aber schon zweifelhaft, ob ein solches Zusammenleben
vom KlÃ¤ger Ã¼berhaupt angestrebt wird. Die Bildung einer Lebensgemeinschaft
ist auch unter DurchfÃ¼hrung regelmÃ¤Ã�iger Besuchsreisen nicht ersichtlich. Eine
Fernbeziehung in der Ehe ist zwar unter BerÃ¼cksichtigung der wachsenden
MobilitÃ¤t in der Gesellschaft nicht ungewÃ¶hnlich, entspricht aber gleichwohl nicht
dem Bild des Grundgesetzes der angestrebten ehelichen Lebensgemeinschaft und
ist daher schon unter diesem Gesichtspunkt nicht in gleicher Weise aus
verfassungsrechtlicher Sicht fÃ¶rderungswÃ¼rdig. Die mit Artikel 6 GG allgemein
getroffene Wertentscheidung hat darÃ¼ber hinaus nicht zur Folge, dass der Staat
die Familie ohne RÃ¼cksicht auf sonstige Ã¶ffentliche Belange zu fÃ¶rdern hÃ¤tte.
Vielmehr steht die staatliche FamilienfÃ¶rderung durch finanzielle Leistungen stets
unter dem Vorbehalt des MÃ¶glichen im Sinne dessen, was der Einzelne
vernÃ¼nftigerweise von der Gesellschaft beanspruchen kann. Das Schutz- und
FÃ¶rderungsgebot geht nicht soweit, dass der Staat gehalten wÃ¤re, jegliche die
Familie betreffende Belastung auszugleichen.

Aus diesen Ã�berlegungen heraus gelangt die Kammer â�� sich den vorgenannten
AusfÃ¼hrungen des Eilbeschlusses vom 28.3.2012 und den AusfÃ¼hrungen des
HLSG, Beschluss vom 6.7.2012, in gleicher Sache weiterhin folgend â�� zu der
Ã�berzeugung, dass die geltend gemachten Reisekosten keinen unabweisbaren
Bedarf im Sinne des Â§ 21 Absatz 6 SGB II darstellen.

Bei dieser Sach- und Rechtslage war der Anspruch auf einen Mehrbedarf nach Â§ 21
Absatz 6 SGB II abzulehnen.

Soweit der KlÃ¤ger seinen Leistungsanspruch ergÃ¤nzend auf die
auslÃ¤nderrechtliche Gesetzeslage stÃ¼tzt, kann dies fÃ¼r den hier zu
entscheidenden Mehrbedarf nach dem SGB II nicht entscheidungserheblich sein. Die
Kammer folgt insoweit den AusfÃ¼hrungen des HLSG (Beschluss vom 6.7.2012),
wonach sich die Mitglieder einer Ehegemeinschaft auf die auslÃ¤nderrechtlich und
verfassungsrechtlich zulÃ¤ssigen MÃ¶glichkeiten zur Herstellung der ehelichen
Lebensgemeinschaft durch Zuzug des im Ausland lebenden Ehegatten verweisen
lassen mÃ¼ssen und Artikel 6 GG nicht vor den wirtschaftlichen Schwierigkeiten
schÃ¼tzt, die mit einer solchen Ã�bersiedlung verbunden sein kÃ¶nnen. Ein sozialer
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Ausgleich fÃ¼r verfassungsrechtlich und auslÃ¤nderrechtlich zulÃ¤ssige Eingriffe in
die eheliche Lebensgemeinschaft kann verfassungsrechtlich nicht geboten sein und
damit auch keinen unabweisbaren besonderen Bedarf im Sinne des Â§ 21 Absatz 6
Satz 1 SGB II begrÃ¼nden.

2) Mangels Anspruch auf die begehrte KostenÃ¼bernahme fÃ¼r jÃ¤hrliche
Auslandsreisen, besteht fÃ¼r den KlÃ¤ger auch kein damit korrespondierender
Anspruch auf eine Befreiung von der Erreichbarkeitspflicht nach Â§ 7 Absatz 4a SGB
II.

Die Klage war nach alledem umfassend abzuweisen.

Die Kostenfolge beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 23.11.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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